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Die Bedeutung
der Umweltberichterstattung
für die Umweltpolitik
Helmut Weidner Anregungen zur Umweltentlastung aus Japan

Grundlage für eine 
erfolgreiche Umweltpolitik 
sind umfassende und aktuelle 
Informationen über die 
Entwicklung der Umwelt­
qualität sowie über den 
Schadstoffausstoß und seine 
Verursacher. Gleichwohl gibt 
es auf diesem Sektor in den 
meisten europäischen Staaten, 
einschließlich der Bundes­
republik Deutschland, noch 
viele Defizite. In Japan 
dagegen ist schon Anfang der 
siebziger Jahre das System 
der Umweltberichterstattung - 
die systematische Erhebung, 
Verarbeitung und Veröffent­
lichung umweltrelevanter 
Daten - in großem Stil 
aufgebaut worden. Das 
hocheffiziente Meß- und 
Informationssystem hatte 
entscheidenden Anteil an der 
Verbesserung der in den 
sechziger Jahren außeror­
dentlich desolaten Umwelt­
situation und stößt nunmehr 
auf wachsendes Interesse in 
Europa.

Japan, noch vor nicht allzu langer Zeit 
als eine "Schaubühne der Umweltzer­
störung" charakterisiert, gilt inzwi­
schen wegen der effektiven Umweltschutz­

maßnahmen als Lehrbeispiel für eine Um­
weltpolitik, die in kurzer Zeit eine erhebli­
che Schadstoffverminderung erzielen konn­
te, ohne damit der Wirtschaft zu schaden. 
Gerade im Bereich der Luftreinhaltung, wo 
uns in Europa die Probleme derzeit auf den 
Nägeln brennen (Stichworte: Saurer Regen, 
Waldsterben), sind in Japan fast spektakulä­
re Erfolge erzielt worden. So gehören die 
Bilder von winters wie sommers dichten 
Smogglocken über den japanischen Groß­
städten und von sog. Sauerstoff-Tankstellen 
in den Hauptverkehrsstraßen der Vergan­
genheit an, auch wenn es noch längst nicht 
Reinluft ist, was heutzutage in Japans 
Städten eingeatmet wird. Auch in anderen 
Umweltbereichen sind teilweise beachtli­
che Verbesserungen erzielt worden, so ins­
besondere beim Schutz der Gewässer vor 
toxischen Substanzen.

Obwohl viel erreicht worden ist, gibt es 
noch etliche ungelöste Probleme. So sind 
die Gewässer immer noch sehr stark durch 
organische Stoffe belastet, die Abfallmen­
gen aus dem Haushaltsbereich nehmen zu, 
der radioaktive Müll wird nicht zufrieden­

stellend entsorgt, Lärmbelastungen treten 
fast allerorts auf und der rapide steigende In­
dividualverkehr macht den Großstädten 
immer mehr zu schaffen. Bei allen Schwie­
rigkeiten, die in Japan noch bestehen, ist es 
doch insgesamt zu bemerkenswerten, wenn 
die extrem mißliche Ausgangssituation be­
rücksichtigt wird, sogar zu erstaunlichen 
Umweltqualitätsverbes semngen gekom­
men.

Umweltpolitische Krise
Die umweltpolitischen Leistungen, die in­
zwischen weltweite Beachtung, in Einzel­
fällen sogar Nachahmer finden, sind jedoch 
nicht als das Ergebnis einer vorausschauen­
den staatlichen Umweltpolitik zu werten. 
Sie sind vielmehr Ergebnis einer überaus 
konfliktreichen Entwicklungsgeschichte, in 
deren Verlauf es zu einem dramatischen 
Anstieg der Gesundheitsbeeinträchtigun­
gen durch industrielle Emissionen, zu lan­
desweiten Protesten und militanten Demon­
strationen gegen Umweltverschmutzer so­
wie zu langwierigen gerichtlichen Ausein­
andersetzungen zwischen Geschädigten 
und umweltbelastenden Betrieben kam.

Die japanische Umweltpolitik seit Ende 
des 2. Weltkrieges läßt sich grob in drei Pha-

Tab. I:  Kommunales l.ujißiteniißnetz in Japan: 
Anzahl der Mcßsiaiionen und Art der Meßohiekte

[j fn l.U e

S d i t u l s io l l e

S t a t io n e n  z u r

a l lg e m e in e n
I m m is s i o n s m e s s u n g

S t a t io n e n  

a n  V e r k e h r s ­
w e g e n

G e s a m t

S t ) , (u l I(i2(i 51 1 6 7 7
N O . N O , (a ) 1 2 7 9 2 8 4 1563
C O l;i) 2 1 4 3 2 2 5 3 6
O x id a n t ie n ( . 1 ) 1H06 4 ‘) 1055
N M IIC (ti) 2 7 8 1 27 4 0 5
S d i u e b s i a t i b (a ) 3 6 6 3 0 3 9 6
S la u b n ie d e r s e h lä g e (m ) 1563 1563

a =  automatisch arbeitendes Meßgerät
m =  manuell betriebenes Meßgerät
NMHC nicht-aliphatische Kohlenwasserstoffe
Alle Meßstationen werden von Kommunalverwaltungen betrieben
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Foto 1: 
Elektronische 
Anzeigetafeln 
übermitteln den 
Einwohnern in den 
japanischen 
Dichtezentren 
(wie hier in Tokyo) 
laufend Angaben 
über die Schad- 
stoffbelastung 
der Luft 
Foto: H. Weidner

sen mit je unterschiedlichem Politikstil glie­
dern:
•  Die Phase der "ökologischen Ingnoranz" 
bis Mitte der sechziger Jahre, als Regiemng 
und Industrie so gut wie keine Rücksicht auf 
Umweltbelange und Proteste der Geschä­
digten nahmen;
•  die darauffolgende Phase einer ledig­
lich "symbolischen Umweltpolitik", in der 
zwar im Wortlaut strenge, in der Praxis aber 
meist nicht vollzogene Gesetze erlassen 
wurden,
•  und die Phase einer aktiven, "technokra­
tischen Umweltpolitik", die etwa 1970 ein­
setzte und bis heute andauert. Als technokra­
tisch ist die gegenwärtige japanische Um­
weltpolitik deshalb zu bezeichnen, weil sie 
überwiegend auf die Schadstoffverminde­
rung durch technische Mittel, seltener auf 
die Vermeidung abzielt.

Entscheidenden Anteil an der grundle­
genden Wende der japanischen Umweltpo­
litik zu Beginn der siebziger Jahre hatten 
vier zivilrechtliche Gerichtsverfahren, in 
denen die Opfer von Quecksilber- und Cad­
miumvergiftungen (Minamata- bzw. Itai- 
Itai-Krankheit) sowie von Atemwegerkran­
kungen durch Luftschadstoffe (Yokkaichi- 
Asthma) hohe Schadensersatzleistungen er­
stritten. In diesen "Vier großen Umwelt-

schutzprozessen", wie sie in Japan bezeich­
net werden, haben die Gerichte das Haf­
tungsrecht im Interesse der Geschädigten 
geradezu revolutioniert.

Zu den von der Rechtsprechung ent­
wickelten neuen Entscheidungsprinzipien 
ge-hören insbesondere die Anwendung des 
epidemiologischen Kausalitätsnachweises 
hinsichtlich der Ursache-Wirkungs-Bezie­
hungen zwischen einer bestimmten Schad­
stoffkonzentration und dem Gesundheits­
schaden, scharfe Sorgfaltsanforderungen 
bei der Produktion und (eine nahezu voll­
ständige) Beweislastumkehr beim Nach­
weis der Einhaltung von Sorgfaltspflichten 
und rechtlichen Vorschriften.

Das alles verbesserte die Stellung der 
Geschädigten vor Gericht außerordentlich, 
brauchten sie nun doch nicht mehr wie vor­
mals einen strikten naturwissenschaftlichen 
Kausalitätsnachweis über den Zusammen­
hang zwischen Schadstoffen und deren ge­
sundheitlichen Effekten zu erbringen, denn 
es reichte nun den Gerichten, wenn statisti­
sche, etwa durch epidemiologische Unter­
suchungen gewonnene Informationen es 
plausibel erscheinen ließen, daß hier ein Zu­
sammenhang besteht.

Die Gerichtsurteile trugen erheblich 
zum Gesichtsverlust der japanischen Indu­

strie und der offiziellen japanischen Um­
weltpolitik bei. Es waren jedoch insbeson­
dere die Befürchtungen von Industrie und 
Regiemng, daß es nun zu einer Prozeßlawi­
ne gegen umweltbelastende Betriebe kom­
men könnte, die den Anlaß für die grundle­
gende Änderung der staatlichen Umweltpo­
litik abgaben. Deshalb wurden strengere 
Umweltgesetze nicht nur erlassen, sondern 
auch vollzogen. In enger Kooperation mit 
den betroffenen Industriezweigen wurden 
von Regiemng und Ministerialbürokratie 
kurzfristige Ziele für Umweltverbessemn- 
gen abgesteckt und die hierfür erforderli­
chen Strategien festgelegt.

Unter Druck gerieten Zentralregierung 
und Industrielobby auch durch Maßnahmen 
von Politikern stark belasteter Kommunen 
und Präfekturen. Immer mehr Städte erlie­
ßen strenge Umweltschutzverordnungen 
und zwangen die Unternehmen, sog. Um­
weltschutzvereinbarungen (Kögai böshi 
kyötei) abzuschließen, deren Anforderun­
gen oftmals weit über das gesetzlich vorge­
schriebene Maß hinausgehen. Auch Bürger- 
gmppen schließen relativ häufig solche Ver­
einbarungen mit Industrie- und Gewerbebe­
trieben ab. Derzeit gibt es mnd 24 000 Um­
weltschutzvereinbarungen.

Durch sie kann mit großer Flexibilität 
gezielt auf die örtliche Umweltsituation und 
die ökonomische Lage der einbezogenen 
Betriebe reagiert werden. Die Vereinbarun­
gen hatten, darüber sind sich die meisten ja­
panischen Experten einig, entscheidenden 
Einfluß auf das Verhalten der Unternehmen. 
Obwohl es sich hierbei nicht um öffentlich- 
rechtliche oder privatrechtliche Verträge, 
sondern um bloße "Gentlemen’s Agree­
ments" handelt, halten sich die Unterneh­
men an sie, um nicht vor Ort "das Gesicht 
zu verlieren” - und um subtile oder massive­
re Sanktionen der Verwaltung und der Bür­
ger zu vermeiden.

Umweltpolitische Wende
Auf einer Sondersitzung des Nationalparla­
ments im Jahr 1970 wurden insgesamt 
14 Umweltschutzgesetze und -Verordnun­
gen verabschiedet. Es kam jetzt darauf an, 
für tatsächlich ergriffene Maßnahmen 
Glaubwürdigkeit in der Bevölkerung zu 
finden. Hierzu mußte die umweltbezogene 
Daten- und Informationslage wesentlich 
verbessert werden: zum einen, um Umwelt­
schutzmaßnahmen auf rationaler Grundlage 
planen und ihre Wirkungen kontrollieren zu 
können, zum anderen, um die Forderungen 
der Bevölkerung nach realistischen Infor­
mationen über Stand und Entwicklung der 
Umweltbelastung sowie über das tatsächli­
che Verhalten von Unternehmen zu erfüllen. 
Auch bei vielen Unternehmen gab es ein 
großes Interesse daran, ihre nun tatsächlich 
unternommenen Anstrengungen zur Ver­
minderung der Umweltbelastung nachzu­
weisen.

Schließlich stimulierte auch die gericht­
liche Durchsetzung von Schadensersatzlei-
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18 autom. Immissions- 
meßstationen_______
Telemetersystem 
Meßobjekte: S02, NO,
N02, Ox, CO, HC,
Staub, Windrichtung, 
-geschwindigkeit, Tem­
peratur, Luftfeuchtig­
keit

Autom. Emissions­
meßstationen bei 
27 Betrieben

Telemetersystem 
Meßobjekte: Brenn­
stoffverbrauch, S-Ge- 
halt, NOx, S02, 0 2, etc. 
Erfaßt weden 90% der 
S02- und NOx-Gesamt- 
emissionen aus statio­
nären Quellen

Empfehlungen,
Anweisungen

bei Belastungs­
situationen per 
Standleitung

Meßzentrum im Umweltamt der Stadt Kawasaki

Zentralcomputer

Erfassung, Verar­
beitung, Speiche­
rung der Daten aus 
dem Emissions- u. 
Immissionsmeßnetz 
sowie kontin. 
Überprüfung auf 
Einhaltung der 
Emissionsstandards

Elektr. Anzeige­
tafel

Graphische 
Darstellung und 
Analyse aller 
erfaßten Daten

Drucker/Biid-
schirm

Ausdruck u. 
Anzeige der Werte 
pro Stunde u. Tag 
Erstellung von 
Monats-, Jahres- u. 
weiteren statisti­
schen Berichten

Zentrales 
Kontroli- u. 
Steuerpult

Warnsystem 
für Belastungs­
situationen

Computer

Kontroli- u. 
Steuerpult

Direkter 
Kontakt über 
Standleitun­
gen und Fern­
schreiben zu 
27 Betrieben 
u. 47 anderen 
Stellen

Übermittlung von Immissions­
daten per Fernschreiber

Information der Öffent­
lichkeit

2 elektr. Anzeigetafeln mit 
kontin. Anzeige der Emis- 
sionsmeßwerte/Einhal- 
tung der Emissionsstan­
dards von 27 Betrieben 
Installiert im Gebäude 
des Meßzentrums und 
des Rathauses

Information der Öffent­
lichkeit

1 elektr. Anzeigetafel mit 
kontin. Anzeige der Luft­
belastung (Immissions­
werte) sowie Warn­
anzeige bei Belastungs­
situationen.
Installiert vor dem 
Rathaus

Abb. 1: Überwachungs- und Warnsystem (Immissionsschutz) in Kawasaki Quelle: Weidner 1987

stungen für Gesundheitsbeeintxächtigungen 
durch Umweltbelastungen sowie das 1973 
hierzu erlassene Spezialgesetz die Behör­
den und Industrie, den Ausbau von Umwelt­
meßsystemen voranzutreiben: Die Verwal­
tung benötigte Daten zur Festlegung von 
Entschädigungsgebieten und zur Anerken­
nung von sog. Umweltverschmutzungsop- 
fem; für die Unternehmen hing ihre Kosten­
belastung durch Umweltabgaben vom 
Nachweis ihrer Luftschadstoffemissionen 
ab.

Transparenz durch 
Umweltberichterstattung
Das System der Umweltberichterstattung 
erfaßt alle wichtigen Umweltbereiche. Ins­
gesamt kann zur Veröffentlichungspraxis 
und -form festgestellt werden, daß in Japan 
nicht nur Emissionen, Immissionen, Zu­
standsveränderungen der Umwelt, Be­
schwerden der Bevölkerung, Gesundheits­
schäden und Umweltperzeptionen durch die 
Verwaltung umfassend ermittelt werden, 
sondern auch in übersichtlicher Weise doku­
mentiert und veröffentlicht werden. So gibt 
etwa das nationale Umweltamt seit 1972 all­
jährlich ein umfängliches "Umweltweiß- 
buch" heraus, in dem in der Regel alle wich­
tigen Umweltbereiche analysiert und be­
wertet werden. Dasselbe tun auch größere 
Kommunen und die Präfekturen für ihren 
Zuständigkeitsbereich. Daneben gibt es so­
wohl von anderen Ministerien als auch vom 
nationalen Umweltamt selbst zahlreiche

Spezialpublikationen zu einzelnen Umwelt­
fragen.

Bei einer Gesamtbetrachtung der Teil­
bereiche des japanischen Umweltberichter­
stattungssystems ist festzustellen, daß sein 
Herzstück das Informationssystem für Luft- 
und Gewässerbelastung ist. Japan hat hierzu 
im weltweiten Vergleich das dichteste voll­
automatisierte Luftgütemeßnetz aufgebaut. 
Der Ausbau erfolgte in einem zügigen Tem­
po: 1971 waren rund 500 Stationen in Be­
trieb, wenige Jahre später waren es nahezu 
1000; gegenwärtig sind annähernd 1700 
Meßstationen kontinuierlich in Betrieb (vgl. 
Tab. 1). Zum Vergleich: In der Bundesrepu­
blik Deutschland, die immerhin in Europa 
eines der bestausgebauten Meßnetze hat, 
gibt es nur rund 270 automatische Meßsta­
tionen.

Große Anstrengungen wurden in Japan 
auch zur kontinuierlichen Erfassung des 
Schadstoffausstoßes (Emissionsentwick­
lung) unternommen. Seit etwa 1970 werden 
automatische Emissionsmeßgeräte auf der 
Basis des Telemetersystems (Femübertra- 
gung) direkt bei größeren Luftverschmut­
zungsquellen im Industrie-und Kraftwerks­
bereich installiert. Mit diesen Geräten wer­
den in aller Regel der Brennstoffverbrauch, 
der Schwefelgehalt im Brennstoff sowie die 
Massenkonzentration von Stickstoffoxiden 
und Schwefeldioxid im Rauchgas erfaßt. 
Die Daten werden über Standleitungen oder 
Funk fortlaufend an die zuständigen Um­
weltverwaltungen übermittelt, so daß diese 
ständig über das Umweltverhalten der wich­

tigsten Schadstoffquellen in ihrem Zustän­
digkeitsbereich informiert sind. Mittlerwei­
le haben 34 Kommunen solche Systeme bei 
über 700 Betrieben eingerichtet (vgl. 
Tab. 2).

In ähnlicher Weise, wenn auch nicht der­
maßen flächendeckend wie beim Immis­
sionsschutz, ist der Gewässerschutzbereich 
organisiert. Hier sind 280 automatische 
Meßstationen zur Bestimmung der Gewäs­
serqualität in Betrieb (Stand 1987); davon 
sind 256 bei Flüssen, 14 bei Seen und 10 am 
Meer installiert. Für die Ermittlung der Ab­
wasserinhalte werden von den japanischen 
Kommunen 361 automatisch-kontinuier­
lich arbeitende Abwassermeßstationen be­
trieben, die in insgesamt 11 Telemeter-Netz­
werke eingebunden sind. Die Kosten für die 
Installation und den Betrieb der Meßgeräte 
sind von den Unternehmen selbst zu tragen. 
Die Überprüfung und Wartung der (plom­
bierten) Meßgeräte findet nur unter behörd­
licher Aufsicht statt. Für die Einrichtung der 
Meßgeräte gibt es keine umweltgesetzliche 
Grundlage; die Durchsetzung dieser Maß­
nahmen, die in diesem Umfang weltweit 
beispiellos sind, erfolgte mit Hilfe der Um­
weltschutzvereinbarungen, die zwischen 
Betrieben und Kommunalverwaltungen auf 
freiwilliger Basis geschlossen werden.

Effektive Smog-Warnsysteme
Von großem Interesse für europäische Städ­
te, die von Smog-Episoden geplagt werden, 
dürften die Smog-Warnsysteme der japani-
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Tab. 2: Meßstationen zur Erfassung der Schadstoffemissionen (Luft) in Japan: Entwicklungstrend ! (>70 - -J9SJ

1 9 7 0 197 1 197 2 1973 1974 1975 197(1 197 7 1978 1979 1980 1981 1982 1983

u z a h l  d e r  M e ß s t a t io n e n 6 6 163 3 6 1 4 7 7 551 6 5 2 6 8 4 (»83 701 7 02 7 0 4 7 0 9 7 0 4 7 1 2

.n z a h l d e r  K o m m u n e n ,
ie  d a s  S y s t e m  e in g e f ü h r t  h a b e n 1 2 5 12 1.7 2 4 25 2 7 28 29 31 31 3 4

Quelle: Nach Angaben des nationalen Umweltbundesamtes, Tokio

sehen Kommunen und Präfekturen sein. In 
diese Systeme werden die kontinuierlich er­
faßten Immissions- und Emissionsdaten sy­
stematisch einbezogen. Hierdurch, und über 
das in der Regel gut ausgebaute elektroni­
sche Warnsystem, ist es in Japan möglich, 
drohenden Smogsituationen gegenzusteu- 
ern oder zumindest die Gesundheitsbeein­
trächtigungen geringer zu halten, als es ohne 
solch ein effizientes Warnsystem möglich 
wäre (vgl. Foto 1).

In der Industriestadt Kawasaki (1,1 Mio. 
E.) etwa sind gegenwärtig 18 automatische 
Meßstationen zur Ermittlung der Luftquali­
tät in Betrieb. Die Daten werden fortlaufend 
an das städtische Umweltbeobachtungszen­
trum übermittelt. Eine elektronische Schau­
tafel vor dem Rathaus zeigt den Einwohnern 
die Ergebnisse an und warnt bei Gefahr ho­
her Luftbelastung. Außerdem werden, falls 
eine hohe Luftbelastung droht, die 27 Groß­
betriebe der Stadt, die für über 90 % der 
Schwefeldioxid- und Stickoxidemissionen 
in Kawasaki verantwortlich sind, unverzüg­
lich per Computersteuemng informiert und 
zu Gegenmaßnahmen auf gefordert. Ob sich 
die Betriebe an diese behördliche Aufforde­
rung halten, ist für die Umweltbeamten je­
derzeit kontrollierbar, denn diese Großbe­
triebe sind an das städtische Emissionsmeß­
system angeschlossen.

Weiterhin werden diese Emissionsdaten 
fortlaufend auf zwei speziellen elektroni­
schen Schautafeln angezeigt, die für die Öf­
fentlichkeit zugänglich im städtischen Um­
weltbeobachtungszentram und in der Ein­
gangshalle des Rathauses aufgestellt sind. 
Im Oktober 1984 wurde das System der In­
formationsoffenlegung für Umweltdaten 
dahingehend erweitert, daß jeder Bürger auf 
Anfrage von der Umweltbehörde Auskunft 
über den Schadstoffausstoß von Einzelbe­
trieben erhalten kann. Die Betriebsleitung 
kann hiergegen innerhalb einer bestimmten 
Frist Einwand erheben, wodurch vor allem 
die Wahrung von Betriebsgeheimnissen si­
chergestellt werden soll.

Neben allgemeinen Überwachungsauf­
gaben dient das Umweltbeobachtungssy­
stem der Stadt Kawasaki speziell der War­
nung vor photochemischem Smog sowie 
der gezielten Reaktion hierauf. Der Aufbau 
des Smog-Warnsystems war im März 1974 
abgeschlossen. Es bezieht Immissions- und 
Emissionsdaten sowie meteorologische 
Grunddaten systematisch ein (vgl. Ahh. 1). 
Bei Smoggefahr werden nicht nur die Groß­
emittenten in der Stadt informiert, sondern

auch die Bevölkerung. Gesundheitsämter 
und Schulen werden gesondert informiert. 
So sind etwa ausschließlich für Smogwar­
nungen Standleitungen zu 47 Schulen und 
Gesundheitsämtern eingerichtet worden. 
Die dort installierten Empfangsgeräte si­
gnalisieren nicht nur eine Smogwamung, 
sondern machen auch Angaben zur Höhe 
der Luftbelastung.

Transparenz stimuliert 
umweltpolitische Leistungen
Die systematische Erhebung und Offenle­
gung umweltschutzbezogener Daten durch 
die zuständigen Verwaltungen schafft, darin 
sind sich die japanischen Experten einig, 
einen beträchtlichen Anreiz für die indu­
striellen Luftverschmutzer (Emittenten), 
nicht nur die Umweltschutzauflagen einzu­
halten, sondern auch über das gesetzlich 
geforderte Maß hinausgehende Umwelt­
schutzmaßnahmen durchzuführen. Die Ver­
waltung setzt das Mittel der Informations­
offenlegung häufig gezielt ein, um das Ver­
halten von Emittenten zu beeinflussen. 
Hierzu gehört insbesondere die öffentliche 
Bekanntgabe von Betrieben, die nicht den 
Verwaltungsanordnungen oder -empfeh- 
lungen folgen wollen. In Verbindung mit der 
gut ausgebauten meßtechnischen Kontrolle 
unterliegen die größeren Umweltver­
schmutzer hierdurch einer recht weitgehen­
den permanenten öffentlichen Kontrolle.

Aus einer demokratietheoretischen Per­
spektive betrachtet, schafft das japanische 
System der Umweltberichterstattung die 
zentrale Voraussetzung für eine substantiel­
le Bürgerpartizipation im Bereich der Um­
weltpolitik: Es gewährleistet in hohem Ma­
ße die notwendige Transparenz, die es den 
Bürgern erst ermöglicht, eigenständig Lei­
stungen und Defizite im Umweltschutz be­
urteilen und in rationaler Weise umweltpo­
litische Prioritäten setzen zu können. Soweit 
feststellbar, hat die japanische Praxis einer 
weitgehenden Offenlegung umweltschutz­
bezogener Informationen die Position der 
Bürger bezüglich ihres Einflusses auf Um­
weltschutzmaßnahmen entscheidend ge­
stärkt, ohne daß die Unternehmen von einer 
Welle unerfüllbarer Ansprüche über­
schwemmt wurden oder die Steuerungska­
pazität der Umweltverwaltung geschwächt 
wurde. Befürchtungen, wie sie auch in der 
Bundesrepublik Deutschland geäußert wer­
den, daß ein hohes Maß an Transparenz die 
Bürger überfordere oder gar hysterische Re­

aktionen auslösen könne, haben sich als un­
zutreffend erwiesen. Nachteilig wirkt sich 
die Informationsoffenlegung allein für Un­
ternehmen mit geringen Umweltschutzlei­
stungen aus.

Fazit
Aus den Erfahrungen in Japan mit einem gut 
ausgebauten Umweltberichterstattungssy­
stem kann allgemein folgendes Fazit ge­
zogen werden: Informationen zur Umwelt­
politik sind der immaterielle Rohstoff einer 
erfolgreichen Umweltpolitik. Die problem­
orientierte und vorausschauende Erhebung 
von Daten, die zur Beurteilung der Umwelt­
qualität wichtig sind sowie eine aktuelle, 
kontinuierliche, wahrhaftige und verständ­
liche Berichterstattung hierüber sind grund­
legende Voraussetzungen für gezielte um­
weltpolitische Maßnahmen und für die 
Möglichkeit der Bürger, die Qualität ihrer 
Umwelt und die Leistungen der Umweltpo­
litik wie auch der Unternehmen beurteilen 
zu können.

Ein hohes Maß an Transparenz ist für die 
Durchsetzung einer effektiven und ökono­
misch rationalen Umweltpolitik eine unab­
dingbare Voraussetzung. Das ist am Beispiel 
der japanischen Umweltpolitik deutlich zu 
erkennen. Und der Blick auf die umweltpo­
litischen Entwicklungen in Europa zeigt, 
daß dieses Beispiel immer mehr Schule 
macht. •
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